
Wirtschaft

Fußball- und Basketballfelder, nächtliche
Hackathons, ein Burger-Restaurant. Aber
zuletzt hat der Konzern massiv in For-
schung zur künstlichen Intelligenz inves-
tiert, ist federführend in der Entwicklung
von virtueller Realität, arbeitet intensiv
an Maschinen, die lernen und selbstständig
klüger werden. Facebook ist zu einer erns-
ten Sache geworden. 

Zuckerbergs Visionen sind jedoch nicht
autark entstanden. Hinter seiner Agenda
schimmert immer wieder die eine große
Frage durch: Kann Fortschritt die Welt
 retten? 

Im Silicon Valley ist die Antwort darauf
ein eindeutiges Ja. Zuckerbergs große Am-
bitionen sind entsprechend nicht einzig -
artig. Er gehört wie auch die Google-Grün-
der Page und Brin oder einst Steve Jobs
zu einer sehr speziellen Unternehmer elite,
die sich über Jahrzehnte im Silicon Valley
entwickelt hat. 

Auf ihre Art sind sie Idealisten, über-
zeugt, dass ihre Arbeit zum Wohl der
Menschheit sein wird, dass sie die Zivili -
sation in großen Schritten vorwärtsbrin-
gen – auch, weil es ja sonst keiner tut. Da-
raus spricht ein Misstrauen gegenüber dem
Staat und den anderen Institutionen der
Gesellschaft. Im Brief an seine Tochter be-
schreibt Zuckerberg es deswegen als seine
„Verantwortung“, die Entwicklung der Zu-
kunft selbst in die Hand zu nehmen.  

Das Silicon Valley versucht immer öfter,
nicht nur seine Produkte, sondern auch
sein intellektuelles Modell zu verkaufen:
dass Technologie zwangsläufig großartigen
gesellschaftlichen Fortschritt bringe. Diese
missionierende Haltung, die Technologie
und Werte verbindet, wird nicht verbor-
gen, im Gegenteil. 

Sie findet sich selbst im Börsenprospekt
von Facebook, voll von Pathos, Selbstge-
wissheit und dem Anspruch, die Welt füh-

ren zu können: Das Internetunternehmen
sei geschaffen worden, „um eine soziale
Mission“ zu erfüllen, heißt es da explizit.
„Indem wir den Menschen die Macht geben
zu teilen, ermöglichen wir es ihnen, ihre
Stimmen in einer ganz anderen Größen-
ordnung hörbar zu machen als jemals zu-
vor in der Geschichte. Durch diesen Pro-
zess werden sich in allen Ländern Anfüh-
rer entwickeln, die pro Internet sind und
für die Rechte ihrer Bevölkerung kämpfen,
inklusive des Rechts auf Zugang zu allen
Informationen und des Rechts zu teilen,
was sie wollen.“ 

Europäer halten solch vollmundige Er-
klärungen meist für leeres Geschwätz, für
PR-Gewäsch. Das ist ein Missverständnis.
Natürlich treibt Zuckerberg und Gleich -
gesinnte nicht reines Gutmenschentum.
Sie verfolgen betriebswirtschaftliche Ziele
ganz offen. Aber das ist in ihrer Sicht kein
Widerspruch. 

Einerseits Steuersparmodelle bis zum
Exzess zu treiben, um dem Staat möglichst
jeden Cent vorzuenthalten, und anderer-
seits dann Milliarden fürs Gemeinwohl zu
spenden – das fällt in diesem Weltbild zu-
sammen. Die Definition, was gut für die
Menschheit ist, wird niemandem anders
überlassen, auch nicht demokratisch legi-
timierten Institution.  

Zuckerberg und andere führende Per-
sönlichkeiten der Tech-Branche meinen es
völlig ernst. Ihre Absichten, egal ob sie
sich nun umsetzen lassen oder am Ende
doch nur dem eigenen Ruhm dienen, sind
authentisch. Bei ihnen wird Technologie
automatisch und unbedingt mit Fortschritt
verbunden.

Und für alles und jedes gibt es eine tech-
nologische Lösung. Wenn ein indischer
Bauer selbst im tiefsten Hinterland die
Wettervorhersage und einen Anpflan-
zungsrat online bekommt, wird er seine
Felder effizienter bepflanzen. Wenn Com-
puter Genome in wenigen Stunden analy-
sieren können, wird die Medizinversor-
gung besser. Das ist das Muster.

Zuckerberg formuliert es in dem Brief
an seine Tochter so: „Technologischer Fort-
schritt in jedem Feld sollte dazu führen,
dass dein Leben um vieles besser sein soll-
te als unseres heute.“ Es ist ein radikaler
technophiler Optimismus, der sich in die-
sen Sätzen und in der 45-Milliarden-Spen-
de manifestiert. 

Ob sich selbst mit dieser enormen Wohl-
tat wirklich ein so großes Rad drehen lässt,
wie Zuckerberg sich das vorstellt, ist un-
gewiss. Das Geld wird verteilt werden über
viele Jahre auf viele Projekte. 

Die 100 Millionen Dollar, die Zucker-
berg vor fünf Jahren an das Schulsystem
von New Jersey gespendet hat, sind inzwi-
schen aufgebraucht. Gebracht haben sie
nach einhelliger Meinung von Bildungs -
experten: nichts. Thomas Schulz
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Ihre Stimme war belegt, ihre Rhetorik
glanzlos. Dach als es darum ging, Ver-
sprechen abzugeben, übertrumpfte An-

gela Merkel wieder einmal alle. Der glo-
bale Temperaturanstieg müsse „unter zwei
Grad“ gehalten werden, gelobte sie und
verlangte, dass die Welt bis zum Ende des
Jahrhunderts aufhören solle, Kohle, Öl
oder Gas zu verbrennen. Dekarbonisie-
rung nennen das die Fachleute, und von
„Dekarbonisierung“ sprach auch Merkel.

Da war sie wieder, die Klimakanzlerin.
Rund 150 Staats- und Regierungschefs wa-
ren Anfang der Woche zum großen Gip-
feltreffen an die Seine gekommen, doch
kein anderer Führer eines Industriestaats
nahm das Teufelswort in den Mund. Keiner
legte die Latte höher als Merkel.

Das Problem ist nur, dass es zwischen
Merkels Forderungen an die Welt und ih-
ren Taten daheim einen auffälligen Gegen-
satz gibt. Das Land, das sich als Vorreiter
im Kampf gegen die Erderwärmung sieht,
hat in ihrer Amtszeit den Ausstoß an Treib-
hausgasen kaum reduziert. Es fördert
 weiter die Kohleindustrie, schützt die deut-
schen Autokonzerne vor allzu starken Kli-
maauflagen. Merkels Bilanz ist in Wahr-
heit bescheiden, und das Paradox fällt im-
mer mehr Delegierten in Paris auf.

Klimapolitische Beobachter teilen die
Dekade ihrer Kanzlerschaft deshalb in
zwei Phasen: Die erste erreichte ihren Hö-
hepunkt im Jahre 2007, als sie sich zusam-
men mit dem damaligen Umweltminister
Sigmar Gabriel vor die Gletscherkulisse
Grönlands stellte und ein ehrgeiziges Ziel
verkündete: Deutschland solle bis zum
Jahr 2020 40 Prozent weniger Treibhaus-
gase als 1990 in die Atmosphäre entlassen.

Die zweite Phase ist die der Umsetzung,
in der es von Jahr zu Jahr wahrscheinlicher
wird, dass sie kein gutes Ende nimmt.
Deutschland wird sein Ziel wohl verfehlen.
Bis zum Jahr 2014 sind die Emissionen, be-
zogen auf 1990, gerade mal um 27 Prozent
gefallen, und das war großenteils dem Un-
tergang der DDR und ihrer Braunkohle-
wirtschaft zu verdanken. Nüchtern be-
trachtet ist ein Minus von mehr als 35 Pro-
zent für Deutschland bis 2020 kaum mehr
realistisch.

Großzügige Spender
Die größten Stiftungen der USA

Bill & Melinda Gates

Ford

J. Paul Getty

Robert Wood Johnson

William und Flora Hewlett

W. K. Kellogg

Lilly Endowment Inc.

David und Lucile Packard

Gordon und Betty Moore

John D. und Catherine T. MacArthur

41,3

12,3

11,1

10,2

9,0

8,6

7,7

6,9

6,4

6,3

Stiftungsvermögen in Mrd. $

Quelle: Foundation Center

Klima -
kanzlerin a.D.
Umwelt In Paris trat Angela
 Merkel als Vorkämpferin gegen
die Erderwärmung auf. Doch sie
kommt beim CO²-Ausstoß kaum
voran – ihr Ansehen sinkt. 
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Kohle zu Strom
Bruttostromerzeugung nach Energieträgern,
in Mrd. Kilowattstunden
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Quelle: 
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Die Diskrepanz ist riesig. Über 20 Mil -
liarden Euro jährlich steckt das Land in
die Förderung erneuerbarer Energien.
Knapp ein Drittel beträgt deren Anteil an
der Stromproduktion. „Das ist das Funda-
ment, auf dem Angela Merkel ihren mora-
lisch hochstrebenden Anspruch begrün-
det“, sagt Oliver Geden, Klimaexperte von
der Stiftung Wissenschaft und Politik.

Doch zugleich stehen die Kohlenkraft-
werke im Land fast so stark unter Feuer
wie im Jahre 2000, als das Gesetz über den
Ausbau der erneuerbaren Energien in
Kraft getreten war. „Der überschüssige
Strom wird über die Elektrizitätsnetze ins
Ausland verschoben“, sagt Geden. Was
bleibt, sind die CO

²
-Emissionen. In den

Jahren 2010, 2012 und 2013 sind sie sogar
gestiegen statt gesunken. Erst 2014 sollen
sie leicht zurückgegangen sein. Das war
den milden Temperaturen zu danken. 

Was fehlt, ist neben dem Ausstieg aus
der Kernkraft auch der Ausstieg aus der
Kohle. Will die Regierung ihrem Klimaziel
von minus 55 Prozent bis 2030 nachkom-
men, muss der Kohlestrom bis dahin um

60 Prozent reduziert werden. Das hat der
Thinktank Agora Energiewende gerade
erst vorgerechnet. „Der Lackmustest steht
der Regierung in den nächsten Wochen
 bevor“, sagt Agora-Direktor Patrick Grai-
chen. Dann muss sie sagen, wie sie es schaf-
fen will, bis ins Jahr 2030 genügend Treib-
hausgase einzusparen. 

Ungeschickt nur, dass die Regierung ein
paar Tage vor Paris aller Welt ihre Untä-
tigkeit vorführte. Da kündigte Bundesum-
weltministerin Barbara Hendricks (SPD)
an, man wolle jene „Exit-Strategie“ aus
der Kohleverstromung vorlegen. Merkel
hätte sich dem einfach anschließen können.
Stattdessen sagte sie nichts in Paris. 

Den Eindruck, den sie dabei hinterließ,
war wenig überzeugend. Kundige Delegier-
te und Experten registrierten genau, dass
Merkel offenließ, wie Deutschland aus dem
fossilen Zeitalter aussteigen will. Warum
aber sollte etwa Indien dem Rat der westli-
chen Klimaprediger folgen und aufhören,
viele neue Kohlenkraftwerke jährlich zu
bauen – wo doch ein Drittel des Milliarden-
volks keinen Stromanschluss hat?

So beginnt sich die Stimmung in der in-
ternationalen Klimagemeinde zu drehen.
„Es wird durchaus wahrgenommen, dass
die Deutschen bei den Emissionen nicht
mehr vorankommen“, sagt Ottmar Eden-
hofer, Klimaökonom und Leiter des For-
schungsinstituts MCC. Edenhofer nahm in
dieser Woche in Paris an einer Konferenz
mit Finanzexperten teil. Ihm schlug viel

Skepsis über die deutsche Energiepolitik
entgegen. Sein Resümee: „Wir können

uns im Moment sicher nicht hinstel-
len und mit Stolz verkünden,
schaut mal her, was uns da Tolles
gelungen ist.“ 

Auch Dirk Messner, Leiter des
Deutschen Instituts für Entwick-
lungspolitik und viel in Asien un-

terwegs, nimmt eine zunehmende
Skepsis wahr: „Der Kohleausstieg ist

schwierig, und das merken die Partner na-
türlich.“ Die registrieren nicht ohne Scha-
denfreude, dass das deutsche Klimaziel in
weite Ferne gerückt ist. Zu oft hatte sich
Deutschland als internationaler Muster-
schüler inszeniert. Selbst Jochen Flasbarth,
deutscher Umweltstaatssekretär, räumt
ein: „Das hat nicht immer allen gefallen.“

Streber sind selten beliebt; zumal wenn
sie unter Schummelverdacht stehen, wie
die deutsche Autoindustrie nach dem Ab-
gasskandal bei VW. Die Tricksereien mit
den Autoabgasen des Fahrzeugherstellers
hatte auch Folgen für die deutschen Klima -
diplomaten. „VW war ein Anschlag auf die
deutsche Vorreiterrolle im Umweltschutz“,
sagt ein Spitzenmann der Bundesregierung.

Nun kommt wieder in Erinnerung, dass
Merkel die Interessen der Industrie schon
häufig wichtiger waren als das Weltklima.
Vor zwei Jahren verhinderte sie schärfere
CO

²
-Grenzwerte für Autos in der Euro-

päischen Union. Und auch in diesem Jahr
rief sie persönlich den EU-Kommissions-
präsidenten an, um die Autobauer von
härteren Emissionsgrenzen zu verschonen.

Um den Kohlendioxidausstoß im Stra-
ßenverkehr zu senken, müsste sie Elektro-
fahrzeuge mehr fördern. Doch dafür setzt
sie ihre Amtsmacht bislang nicht ein. Im
Gegensatz zu Staaten wie Frankreich oder
den USA, wo es solche Programme längst
gibt. Für den Klimapolitikexperten Geden
ist die Bilanz klar: „Deutschland reguliert
seinen CO

²
-Ausstoß praktisch nicht.“

In Großbritannien dagegen hat sich die
konservative Regierung einem Kohleaus-
stieg bis 2025 verpflichtet und eine Steuer
für Kohlendioxidemissionen eingeführt.
US-Präsident Barack Obama hat seine
Umweltbehörde ermächtigt, knappe CO

²
-

Budgets für jeden Bundesstaat festzuset-
zen. Frankreich hat den Ausstieg aus jeg-
lichen Kohlekrediten für Kraftwerke im
Ausland beschlossen – Maßnahmen, die
auch einer Klimakanzlerin gut stünden.

Doch sie ziert sich, aus Schutz vor der
mächtigen Industrielobby und den alten,
großen Energiekonzernen. Sie ist erpress-
bar, weil die ihr noch den Abbau der
Atomkraftwerke bezahlen müssen. Des-
halb hat sie sich für einen staatlichen Zu-
schuss an Stromerzeuger eingesetzt, die
ihre Braunkohlenmeiler in Reserve halten. 

So kommt es, dass Merkel viel von ih-
rem Nimbus als mächtigste Kämpferin ge-
gen die Erderwärmung eingebüßt hat.
Oder, wie es ein europäischer Ressortchef
in der höflichen Sprache der Diplomatie
ausdrückt: „Merkel ist in Umweltfragen
längst nicht so präsent, wie sie es mal war.“

Horand Knaup, Gerald Traufetter
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Gipfelteilnehmer David Cameron, Merkel, François Hollande: Die Stimmung beginnt sich zu drehen 

Lesen Sie auch auf Seite 104: Wie das 
Land im Mississippi-Delta durch den 
Klimawandel versinkt und Ingenieure 
den Schwund stoppen wollen
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